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Mündliche Verhandlung 

vor dem Oberverwaltungsgericht der Freien Hansestadt Bremen 

Mittwoch, 18. September 2024, 10.00 Uhr  

Justizzentrum Am Wall, Saal 4, Am Wall 198, 28195 Bremen 

 

Der 2. Senat des Oberverwaltungsgerichts wird am 18.09.2024 die Klage eines tunesischen 

Staatsangehörigen gegen seine Ausweisung mündlich verhandeln. 

 

Der Kläger wendet sich gegen seine Ausweisung aus der Bundesrepublik Deutschland, die 

Anordnung eines 20jährigen Einreise- und Aufenthaltsverbots und die Androhung der Abschie-

bung in die Tunesische Republik. Die Beklagte wirft dem Kläger unter anderem vor, er habe 

seine Rolle als Imam des Islamischen Kulturzentrums Bremen e.V. (IKZ) über einen mehrjäh-

rigen Zeitraum genutzt, um verfassungsfeindliche Ansichten unter den Besuchern zu verbrei-

ten. Daneben habe er sich nach Erkenntnissen des Landesamtes für Verfassungsschutzes 

mehrfach werbend zugunsten dschihadistischer Terrororganisationen geäußert. Sein weiterer 

Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland gefährde die öffentliche Sicherheit und Ord-

nung. Das Verwaltungsgericht hat der Klage mit Urteil vom 01.07.2022 stattgegeben und die 

Bescheide des Senators für Inneres aufgehoben. Das Oberverwaltungsgericht hat auf Antrag 

der Beklagten die Berufung zugelassen und ein islamwissenschaftliches Sachverständigen-

gutachten zum Bedeutungsgehalt einzelner Äußerungen des Klägers während der Freitags-

gebete unter Anhängern des politischen bzw. militanten Salafismus eingeholt.  

 
 
Hinweis zu Ton- und Fernsehaufnahmen: 
In der mündlichen Verhandlung sind Hörfunk- und Fernsehaufnahmen sowie Ton- und Filmaufnahmen 
zum Zwecke der öffentlichen Vorführung oder Veröffentlichung ihres Inhalts zulässig, bis das Gericht 
die Anwesenheit der Beteiligten festgestellt hat. Die verantwortlichen Journalistinnen und Journalisten 
werden gebeten, dies zu beachten. 
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